
Joachim Wundrak (AfD):
– insbesondere das Funktionieren der Rettungskette 

jederzeit sicherzustellen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Gut.

Joachim Wundrak (AfD):
Grundsätzlich sehen wir den Nutzen der Mission und 

stimmen daher zu.

(Das Mikrofon wird abgeschaltet)

Die Zustimmung – –

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, ich habe Ihnen jetzt das Wort entzogen, 

da Sie bereits 30 Sekunden über der Zeit sind.
Nächster Redner ist der Kollege Jens Beeck für die 

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Jens Beeck (FDP):
Hochverehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Seit 2005 engagieren wir uns im Sudan. Seit 
2011, der Staatsgründung, sind wir Teil der UNMISS- 
Mission mit – der Bundesminister der Verteidigung hat 
es beschrieben – nur 14 Soldaten bei einer Obergrenze 
von 50. Man könnte sich fragen: Welche Wirksamkeit 
entfalten wir an dieser Stelle eigentlich?

Auch die tatsächliche Entwicklung im Südsudan, die 
wir jedes Jahr hier einmal neu beleuchten, hat weiterhin 
die von Frau Staatsministerin Keul beschriebenen 
Schwierigkeiten in menschenrechtlicher Hinsicht: Gen-
derbasierte Gewalt, sexualisierte Gewalt sind an der Ta-
gesordnung, das muss man leider sagen. Die Versor-
gungslage ist nach wie vor sehr schlecht. Durch 
Naturkatastrophen im letzten Jahr ist die Infrastruktur 
weiter angegriffen, sodass die Herausforderungen, denen 
sich UNMISS stellt, nämlich, wie es insbesondere bei 
diesem Mandat der Fall ist, Sicherheit für die Zivilbevöl-
kerung herzustellen, immer schwieriger werden.

Wir stellen uns dem, ich glaube, größten Peacekee-
ping-Mandat der Vereinten Nationen, das es noch gibt – 
mit über 19 000 genehmigten Kräften, davon über 
17 000 Kräfte im Land –, sehr verantwortungsvoll. Der 
Bundesminister der Verteidigung hat darauf hingewiesen: 
Der Beitrag ist in der Sache qualitativ sehr hochwertig. 
Die deutschen Soldaten übernehmen an dieser Stelle 
Funktionen bei Aufklärung in den Stäben, die von den 
Partnern, die die großen Truppenkontingente stellen, sehr 
geschätzt werden. Herr Minister, der Dank des Hauses an 
diese Soldatinnen und Soldaten ist Ihnen gewiss.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Aber es geht eben nicht nur darum. Deswegen hat mich 
etwas irritiert, was die Frau Kollegin Dr. Leikert mit der 
Frage angesprochen hat, die so ein bisschen wie „Was 
machen wir da eigentlich?“ klang. Es geht nicht nur um 
diese 14 Soldaten, sondern es geht außerdem – darauf ist 
hingewiesen worden – um die Polizeikräfte, die wir stel-
len. Es geht außerdem darum, dass Deutschland auch hier 
einer der größten Geber der EZ ist und dass unsere NGOs 
im Südsudan sehr, sehr aktiv sind. Frau Staatsministerin 
Keul hätte weiter ausführen können,

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: In 
der Tat: „Hätte … können“!)

dass das Auswärtige Amt im Südsudan den Verfassungs- 
und Friedensprozess eng begleitet, und zwar seit An-
beginn.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Niklas Wagener 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich glaube, es gibt kein anderes Land in der Welt – außer 
vielleicht Kolumbien –, wo unser Einsatz für Rechtsstaat-
lichkeit noch stärker ist als in diesem Land.

Wenn man all das, was wir tun, zusammennimmt, näm-
lich den Schutz von Leben und Gesundheit für die ein-
zelnen Menschen im Sudan möglichst sicherzustellen, 
jetzt mit sehr viel Patrouillen, mit Außenbasen der großen 
Truppensteller, dann ist das an sich schon ein Wert, für 
den jedenfalls die regierungstragenden Fraktionen sich 
sehr stark einsetzen und dem sie sich verbunden fühlen.

Aber es geht viel weiter. Der Südsudan ist 13 Jahre 
nach seiner Staatsgründung auf dem Weg, ein Land zu 
werden, das unsere wertebasierte Ordnung teilen will. 
Bei all den Schwierigkeiten, die geschildert worden sind, 
sind gerade in einer aktuellen Umfrage von UNMISS, die 
breit im ganzen Land angelegt war, Menschen, die von 
Vergewaltigung, von Hunger, von Naturkatastrophen be-
troffen sind, gefragt worden: Beabsichtigen Sie denn ei-
gentlich, an der Wahl teilzunehmen, die wir Ende des 
Jahres durchführen wollen? Das Ergebnis war, dass 
weit mehr als 90 Prozent der Menschen im Südsudan 
geantwortet haben: Wir warten darauf. Wir wollen dieses 
demokratische System unterstützen. Wir wollen es leben.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Das zeigt: Gerade mit den spezifischen Fähigkeiten, 
die Deutschland hat – dazu gehört übrigens auch unser 
hohes Ansehen; in vielen Teilen der Welt sind wir ein 
Vermittler, auch in Ländern mit sehr, sehr schwierigen 
innenpolitischen Situationen; das gelingt auch im Südsu-
dan –, sollten wir uns heute, glaube ich, im Wesentlichen 
darauf konzentrieren, den Soldaten zu danken, den Poli-
zeibeamten zu danken, die in Kürze dort sein werden, 
aber, Frau Staatsministerin Keul, insbesondere auch 
dem ganzen Stab, der vom Auswärtigen Amt koordiniert 
wird, um diesem jungen Land auf dem Weg in eine wer-
tebasierte Ordnung mit eigener Rechtsstaatlichkeit zu 
helfen. Herzlichen Dank für diese Arbeit sagen wir all 
den Deutschen, die sich dort engagieren. Alles Gute auf 
diesem Weg und dem Südsudan auch!
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Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Beeck. – Nächster Redner 

ist der Kollege Jens Lehmann, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jens Lehmann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir debat-

tieren heute über die weitere Beteiligung der Bundeswehr 
am UN-Einsatz im Südsudan. Die Bundesregierung 
möchte das Mandat von bis zu 50 Bundeswehrsoldaten 
verlängern. Die Ziele der Mission, unter anderem Schutz 
von Zivilpersonen sowie die Unterstützung der Umset-
zung des Friedensabkommens vom 12. September 2018 
und des Friedensprozesses, sind weiterhin aktuell. Klar 
ist, dass unsere derzeit 14 eingesetzten Soldaten inner-
halb der knapp 17 000 Mann umfassenden UNMISS- 
Truppe eine beratende und beobachtende Funktion ein-
nehmen. Das machen unsere Soldaten sehr gut und sehr 
professionell.

Meine Damen und Herren, einige Bürger werden sich 
vielleicht fragen, was man mit 14 Soldaten in einer 
Truppe von 18 000 Soldaten, Polizisten und Zivilisten 
ausrichten kann. Diese Frage ist berechtigt. Für uns 
muss es von großem Interesse sein, wie sich der Südsu-
dan als eines der ärmsten Länder der Welt entwickelt. 
Dafür brauchen wir die Unterstützung vor Ort. An ver-
schiedenen Standorten sind unsere Militärbeobachter nah 
dran und können die Konfliktlinien entlang der verschie-
denen Interessengruppen im Südsudan verfolgen und 
analysieren. Das ist aus meiner Sicht gerade in der heu-
tigen Zeit enorm wichtig.

Der fragile Friedensschluss zwischen den früheren 
Konfliktparteien muss weiter unterstützt, vertieft und ge-
schützt werden, sodass sich dieser nationale Waffenstill-
stand auch zunehmend auf lokaler und regionaler Ebene 
durchsetzt. Gerade hier macht die Präsenz der UNMISS- 
Soldaten in der Fläche Sinn. Die Zivilisten sehen die 
mobilen und flexiblen Patrouillen. Das erhöht das Sicher-
heitsgefühl in den Hochrisikogebieten, auch weil die UN- 
Mission ermächtigt ist, Zivilisten durch aktive Präsenz zu 
schützen und im äußersten Notfall auch militärische Ge-
walt gegen Rebellen zum Schutz der Bevölkerung ein-
zusetzen.

Meine Damen und Herren, werte Bundesregierung, die 
Vereinten Nationen sollten stets ein wachsames Auge auf 
den afrikanischen Kontinent haben. Deshalb halten wir es 
als CDU/CSU-Bundestagsfraktion weiterhin für wichtig, 
die UN bei ihrem Ziel der Befriedung des Südsudan zu 
unterstützen. Die Unionsfraktion steht geschlossen hinter 
unseren Soldaten. Deshalb werden wir zu einer breiten 
parlamentarischen Mehrheit beitragen und der Verlänge-
rung zustimmen.

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Ich sage Ihnen: Einen wunderbaren 

guten Abend! Wir tendieren jetzt dazu, dass wir bis 
weit nach Mitternacht tagen. Deswegen werde ich die 
Policy meines Vorgängers hier am Stuhl fortsetzen und 
sehr streng sein.

Jetzt hat Jürgen Coße das Wort für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Jürgen Coße (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Frau Wehrbeauftragte, liebe Eva 
Högl! An den Anfang möchte ich eine Ausführung stel-
len, die sich selbstverständlich anhört: Herzlichen Dank 
denen, die da im Auslandseinsatz die Tätigkeit für uns 
ausüben! Das ist eine Parlamentsarmee. Dementspre-
chend haben wir auch eine Fürsorgepflicht. Ich finde, 
die Soldatinnen und Soldaten machen eine gute Arbeit. 
Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Und sie sind es, die die Umsetzung des schwierigen Frie-
densprozesses im Südsudan konkret unterstützen. Sie 
sind es, die die Bereitstellung humanitärer Hilfe absi-
chern und Zivilpersonen schützen. Unsere Soldatinnen 
und Soldaten vor Ort sind es, die bei derzeit knapp 
40 Grad Außentemperatur und mehr als 5 000 Kilometer 
Luftlinie von der Heimat entfernt die Fahne des Multi-
lateralismus hochhalten.

Warum sollten wir UNMISS weiter unterstützen?
Erstens. Weil wir Stabilität und Frieden fördern. Laut 

Fragile States Index ist der Südsudan das drittinstabilste 
Land der Welt, nach Somalia und dem Jemen. UNMISS 
trägt durch die Bereitstellung von Truppen und Ressour-
cen dazu bei, den Südsudan zu stabilisieren. Gleichzeitig 
wird der angestoßene Friedensprozess gefördert. Die Sta-
bilisierung von Konfliktregionen verbessert letztendlich 
die globale Sicherheit. Sie dient damit natürlich auch 
unserem eigenen Interesse, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

Zweitens. Weil wir Zivilisten schützen und helfen. Von 
den rund 12 Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern 
Südsudans sind 9 Millionen auf humanitäre Hilfe ange-
wiesen. Die Auswirkungen des Bürgerkrieges im benach-
barten Sudan verschärfen zudem seit April 2023 die hu-
manitäre Lage. UNMISS sichert die Bereitstellung 
humanitärer Hilfe ab und schützt Zivilisten vor Gewalt.

(Johannes Schraps [SPD]: Ganz genau!)

UNMISS hilft also, Leiden von Millionen von Menschen 
zu lindern. UNMISS hilft, grundlegende Menschenrechte 
zu wahren, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 154. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 22. Februar 2024                                                                                                                                                                                            19713 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Jens Beeck 


	154. Sitzung
	Inhaltsverzeichnis
	ZP 2–4 Gesamtwirtschaftliche Entwicklung in Deutschland
	Dr. Robert Habeck, Bundesminister BMWK
	Alexander Dobrindt (CDU/CSU)
	Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	Verena Hubertz (SPD)
	Leif-Erik Holm (AfD)
	Christian Dürr (FDP)
	Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Jens Spahn (CDU/CSU)
	Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Gesine Lötzsch (Die Linke)
	Christian Dürr (FDP)

	Bernd Westphal (SPD)
	Karsten Hilse (AfD)
	Reinhard Houben (FDP)
	Janine Wissler (Die Linke)
	Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Julia Klöckner (CDU/CSU)
	Sebastian Roloff (SPD)
	Julia Klöckner (CDU/CSU)

	Klaus Ernst (BSW)
	Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Robert Farle (fraktionslos)
	Lena Werner (SPD)

	TOP 7 Deutsche Außen- und Sicherheitspolitik
	Friedrich Merz (CDU/CSU)
	Dr. Ralf Stegner (SPD)
	Matthias Moosdorf (AfD)
	Deborah Düring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Ulrich Lechte (FDP)
	Jürgen Hardt (CDU/CSU)
	Sanae Abdi (SPD)
	Rüdiger Lucassen (AfD)
	Ottmar Wilhelm von Holtz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Marcus Faber (FDP)
	Thomas Erndl (CDU/CSU)
	Jörg Nürnberger (SPD)
	Dr. Gregor Gysi (Die Linke)
	Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Sevim Dağdelen (BSW)
	Dr. Karamba Diaby (SPD)

	TOP 8 Zehn Jahre russischer Krieg gegen die Ukraine
	Boris Pistorius, Bundesminister BMVg
	Jürgen Hardt (CDU/CSU)

	Dr. Johann David Wadephul (CDU/CSU)
	Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Thomas Erndl (CDU/CSU)
	Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Alexander Gauland (AfD)
	Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann (FDP)
	Gabriela Heinrich (SPD)
	Thomas Röwekamp (CDU/CSU)

	Florian Hahn (CDU/CSU)
	Robin Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Peter Beyer (CDU/CSU)

	Matthias Moosdorf (AfD)
	Michael Georg Link(Heilbronn) (FDP)
	Sören Pellmann (Die Linke)
	Derya Türk-Nachbaur (SPD)
	Annette Widmann-Mauz (CDU/CSU)

	Klaus Ernst (BSW)
	Roderich Kiesewetter (CDU/CSU)
	Michael Brand(Fulda) (CDU/CSU)
	Ulrich Lechte (FDP)
	Dr. Harald Weyel (AfD)

	Johannes Huber (fraktionslos)
	Deborah Düring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Robert Farle (fraktionslos)
	Wolfgang Hellmich (SPD)

	TOP 5 und 6 Entlastung der deutschen Landwirtschaft
	Bernd Schattner (AfD)
	Susanne Mittag (SPD)
	Artur Auernhammer (CDU/CSU)
	Dr.-Ing.Zoe Mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Gero Clemens Hocker (FDP)
	Karsten Hilse (AfD)
	Bernd Schattner (AfD)

	Frank Rinck (AfD)
	Anke Hennig (SPD)
	Hans-Jürgen Thies (CDU/CSU)
	Stephan Protschka (AfD)
	Hans-Jürgen Thies (CDU/CSU)
	Dr. Anne Monika Spallek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Ingo Bodtke (FDP)
	Ina Latendorf (Die Linke)
	Dr. Franziska Kersten (SPD)
	Ingrid Pahlmann (CDU/CSU)
	Karl Bär (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dieter Stier (CDU/CSU)
	Karl Bär (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	Johannes Schätzl (SPD)

	TOP 33, ZP 7 Überweisungen im vereinfachten Verfahren
	TOP 34, ZP 8, 10 Abschließende Beratungen ohne Aussprache
	TOP 10, 11, ZP 9, 10 Wahlen zu Gremien
	ZP 11 Aktuelle Stunde – Einführung der Bezahlkarte
	Stephan Stracke (CDU/CSU)
	Rasha Nasr (SPD)
	René Springer (AfD)
	Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Jens Teutrine (FDP)
	Andrea Lindholz (CDU/CSU)
	Annika Klose (SPD)
	Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Martina Renner (Die Linke)
	Konstantin Kuhle (FDP)
	Marion Gentges, Ministerin (Baden-Württemberg)
	Helge Lindh (SPD)
	Klaus Ernst (BSW)
	Maximilian Mörseburg (CDU/CSU)

	ZP 12 und 13 Änderung des Bundesschienenwegeausbaugesetzes
	Michael Theurer, Parl. Staatssekretär BMDV
	Michael Donth (CDU/CSU)
	Detlef Müller(Chemnitz) (SPD)
	Wolfgang Wiehle (AfD)
	Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Carina Konrad (FDP)
	Ulrich Lange (CDU/CSU)
	Christian Schreider (SPD)
	Bernd Riexinger (Die Linke)
	Stefan Seidler (fraktionslos)
	Anja Troff-Schaffarzyk (SPD)

	TOP 13 Deutsch-polnische Beziehungen
	Knut Abraham (CDU/CSU)
	Dietmar Nietan (SPD)
	Petr Bystron (AfD)
	Merle Spellerberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Anikó Glogowski-Merten (FDP)
	Paul Ziemiak (CDU/CSU)
	Johannes Schraps (SPD)
	Chantal Kopf (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU)
	Konrad Stockmeier (FDP)

	TOP 12 Bundeswehreinsatz in der Republik Südsudan (UNMISS)
	Boris Pistorius, Bundesminister BMVg
	Dr. Katja Leikert (CDU/CSU)
	Katja Keul, Staatsministerin AA
	Joachim Wundrak (AfD)
	Jens Beeck (FDP)
	Jens Lehmann (CDU/CSU)
	Jürgen Coße (SPD)
	Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU)

	TOP 15 Nationale Grenzkontrollen, Schutz d. EU-Außengrenzen
	Alexander Throm (CDU/CSU)
	Dorothee Martin (SPD)
	Martin Hess (AfD)
	Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Stephan Thomae (FDP)
	Detlef Seif (CDU/CSU)
	Helge Lindh (SPD)
	Mechthilde Wittmann (CDU/CSU)
	Julian Pahlke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	TOP 14 Bundeswehreinsatz SEA GUARDIAN im Mittelmeer
	Boris Pistorius, Bundesminister BMVg
	Markus Grübel (CDU/CSU)
	Joachim Wundrak (AfD)
	Rainer Semet (FDP)
	Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU)
	Dr. Karamba Diaby (SPD)

	TOP 17 Wiederaufbau im Ahrtal
	Lars Rohwer (CDU/CSU)
	Martin Diedenhofen (SPD)
	Sebastian Münzenmaier (AfD)
	Anja Liebert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Sandra Weeser (FDP)
	Detlef Seif (CDU/CSU)
	Dr. Thorsten Rudolph (SPD)
	Dr. André Hahn (Die Linke)
	Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	ZP 14 und 15 StGB – Unzulässige Interessenwahrnehmung
	Ansgar Heveling (CDU/CSU)
	Dr. Johannes Fechner (SPD)
	Thomas Seitz (AfD)
	Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU)
	Sonja Eichwede (SPD)

	TOP 19 Sachgrundlose Befristung
	Susanne Ferschl (Die Linke)
	Michael Gerdes (SPD)
	Wilfried Oellers (CDU/CSU)
	Beate Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Norbert Kleinwächter (AfD)
	Pascal Kober (FDP)
	Alexander Ulrich (BSW)
	Axel Knoerig (CDU/CSU)

	ZP 16 Strategie für die Internationale Digitalpolitik
	Maximilian Funke-Kaiser (FDP)
	Nicolas Zippelius (CDU/CSU)
	Dr. Jens Zimmermann (SPD)
	Eugen Schmidt (AfD)
	Tobias B. Bacherle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	TOP 21 WHO-Pandemieabkommen
	Hermann Gröhe (CDU/CSU)
	Tina Rudolph (SPD)
	Dr. Christina Baum (AfD)
	Dr. Georg Kippels (CDU/CSU)
	Andrej Hunko (BSW)
	Dr. Herbert Wollmann (SPD)
	Robert Farle (fraktionslos)
	Lars Lindemann (FDP)

	TOP 26 GO-BT – Verhaltenskodex Lobbyregistergesetz
	Dr. Johannes Fechner (SPD)
	Stephan Brandner (AfD)

	TOP 23 Fußball-EM 2024
	Jörn König (AfD)
	Bernd Reuther (FDP)
	Jens Lehmann (CDU/CSU)

	TOP 25 Finanzmarktdigitalisierungsgesetz
	Johannes Steiniger (CDU/CSU)
	Lennard Oehl (SPD)
	Jörn König (AfD)

	TOP 20 Bundesverfassungsgerichtsgesetz – elektronischer Rechtsverkehr
	Dr. Thorsten Lieb (FDP)
	Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU)
	Stephan Brandner (AfD)

	TOP 22 Änderung des DWD-Gesetzes
	Martina Englhardt-Kopf (CDU/CSU)
	Dirk Brandes (AfD)
	Susanne Menge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Stephan Brandner (AfD)
	Stephan Thomae (FDP)

	ZP 17 Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetz
	Dr. Christoph Ploß (CDU/CSU)
	Dr. Dirk Spaniel (AfD)
	Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	TOP 18 Anerkennungsgesetz 2023
	Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär BMBF
	Nicole Höchst (AfD)
	Friedhelm Boginski (FDP)

	Anlagen
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Valentin Abel (FDP)
	Christine Aschenberg-Dugnus (FDP)
	Carl-Julius Cronenberg (FDP)
	Maximilian Funke-Kaiser (FDP)
	Peter Heidt (FDP)
	Markus Herbrand (FDP)
	Stefan Seidler (fraktionslos)
	Dr. Andrew Ullmann (FDP)

	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9
	Roderich Kiesewetter (CDU/CSU)
	Tobias B. Bacherle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	Anlage 10
	Stephan Thomae (FDP)

	Anlage 11
	Jan Dieren (SPD)

	Anlage 12
	Anna Kassautzki (SPD)
	Anke Domscheit-Berg (Die Linke)

	Anlage 13
	Johannes Wagner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Andrew Ullmann (FDP)
	Kathrin Vogler (Die Linke)

	Anlage 14
	Patrick Schnieder (CDU/CSU)
	Bruno Hönel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Philipp Hartewig (FDP)

	Anlage 15
	Christian Schreider (SPD)
	Dr. Herbert Wollmann (SPD)
	Stephan Mayer(Altötting) (CDU/CSU)
	Philip Krämer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. André Hahn (Die Linke)

	Anlage 16
	Dr. Jens Zimmermann (SPD)
	Sabine Grützmacher (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Volker Redder (FDP)

	Anlage 17
	Sonja Eichwede (SPD)
	Ansgar Heveling (CDU/CSU)
	Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	Anlage 18
	Jan Plobner (SPD)
	Johannes Schätzl (SPD)
	Jürgen Lenders (FDP)

	Anlage 19
	Isabel Cademartori Dujisin (SPD)
	Thomas Lutze (SPD)
	Martina Englhardt-Kopf (CDU/CSU)
	Bernd Reuther (FDP)

	Anlage 20
	Dr. Lina Seitzl (SPD)
	Dr. Carolin Wagner (SPD)
	Norbert Maria Altenkamp (CDU/CSU)
	Stephan Albani (CDU/CSU)
	Dr. Anja Reinalter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)





